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Die Charta der Vereinten Nationen

(UNO, UN) enthält die Grundgedan
ken eines Systems der kollektiven
Sicherheit: Alle Staaten verzichten auf

die Anwendung von Gewalt (außer
zur Verteidigung), sie verpflichten sich
zur friedlichen Beilegung ihrer Strei
tigkeiten und leisten den Vereinten
Nationen Beistand gegen jeden Staat,
der das Völkerrecht bricht und Gewalt

anwendet (Artikel 33, 34, 36 der
Charta).
Für den Fall einer „Bedrohung oder
Bruch des Friedens oder bei Angriffs
handlungen" sieht die Charta sowohl
militärische als auch nicht-militärische

Maßnahmen zur Sicherung des Welt
friedens vor (Kapitel 7 der Charta).

Artikel 41 beschreibt die Maßnahmen

„unter Ausschluß von Waffengewalt":
„Sie können die vollständige oder
teilweise Unterbrechung der Wirt
schaftsbeziehungen, des Eisenbahn-,
See- und Luftverkehrs, der Post-,

Telegraphen- und Funkverbindungen
sowie sonstiger Verkehrsmöglich
keiten und den Abbruch der diploma
tischen Beziehungen einschließen."
Art. 42 ermöglicht den Einsatz militä
rischer Mittel, aber erst dann, wenn
andere Maßnahmen unzulänglich
waren. Dafür sollen Streitkräfte unter

ein Oberkommando der Vereinten

Nationen unterstellt und ein gemein
samer Generalstab eingerichtet
werdenfArf. 43-47).
Eine Militärmacht der UNO, die auf
der Überlegenheit der friedliebenden
Staaten beruht, könnte so einen
Agressor militärisch abschrecken und
notfalls bestrafen.

Die Einrichtung eines Generalstabs
und die Unterstellung von Streitkräf
ten unter ein Kommando der UNO ist

nicht verwirklicht worden, weil die
atomaren Großmächte, die im
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen

sitzen, sich mit ihrem Vetorecht zu
Zeiten des Ost-West-Konflikts gegen
seitig blockierten.

1-1-2 Das Embargo
Die stärkste nicht-militärische Maß

nahme wird meist als Embargo,
Boykott oder Sanktion bezeichnet. Es
will die militärische, wirtschaftliche
und politische Schwächung eines
Rechtsbrechers, um seine Bereitschaft



für eine Lösung durch Verhandlungen
zu erhöhen. Ein Embargo will die
Lieferung von Kriegsmaterial und
Treibstoff verhindern und den Außen
handel weitgehend einschränken,
ausgenommen medizinische und
andere humanitäre Güter. Zielsetzung
und Gegenstand des Embargos sowie
die Ausnahmen müssen in dem

zugrundeliegenden Beschluß des
Sicherheitsrates formuliert werden.

Zur Durchsetzung eines Embargos
sind mindestens polizeiliche Mittel
erforderlich. Für eine Blockade, d.h.
den vollständigen Abbruch der
Verkehrsverbindungen (Art. 41 der
Charta), sind auch militärische Mittel
erforderlich. Bei der Durchsetzung
einer Blockade kann es auch zu

Kampfhandlungen kommen. Ein
Embargo ist meist umstritten. Den
Verfechtern militärischer Gewalt geht
es nicht weit genug: Ein besetztes
Land kann damit nicht geräumt
werden. Die Befürworter des Embar
gos argumentieren, daß Krieg nur
scheinbar der schnellere Weg zum
Ziel sei. Ein Embargo brauche Zeit,
um wirksam zu werden, und die
eigentliche Konfliktbewältigung könne
immer nur in Verhandlungen erfol
gen.

Auch die Meinungen über die Wirk
samkeit eines Embargos in einem
konkreten Einzelfall gehen auseinan
der: Hat das Embargo gegen Rest
jugoslawien zur Kriegsbeendigung in
Bosnien beigetragen oder waren die
Bombardements der NATO und die
Aufrüstung Kroatiens ausschlaggebend?

Wenn der Sicherheitsrat ein Embargo
gegen einen Staat beschließt, bedeu

tet das noch nicht, daß es tatsächlich
von allen Nachbarstaaten ernsthaft

gewollt und durchgesetzt wird. Ein
Ausschuß der UNO erteilt Genehmi

gungen für Transporte, aber die
praktische Kontrolle der Grenzen ist
abhängig von Polizei- Militär- und
Zolleinheiten, die der UNO von den
Nachbarstaaten oder anderen zur

Verfügung gestellt werden.

Weitere Einwände weisen darauf hin,
daß ein Wirtschaftsembargo die
Falschen treffe, d. h. die Armen in
einer Gesellschaft würden noch

ärmer, die Schmuggler, die Mafia und
die Kriminellen hingegen erhielten
Auftrieb. Die Bevölkerung verarme
und werde abhängig von humanitä
rer Hilfe aus dem Ausland. Wie in

Restjugoslawien und im Irak zu
beobachten, fördert ein Embargo
sogar die Solidarität zwischen Regie
rung und Bevölkerung, statt zum Sturz
der Regierung beizutragen (was
allerdings nie das deklarierte Ziel der
Sanktionen war). Ein Embargo gegen
eine Großmacht, die von der Waffen
produktion und von der Rohstoff- und
Energieversorgung her autark ist, ist
wirkungslos. Untersuchungen zeigen,
daß ein Embargo der wirtschaftlich
starken gegen die schwächeren am
erfolgreichsten ist. Wenn im Zuge
eines Embargos auch der Kulturaus
tausch und der Informationsfluß zum

Erliegen kommen, z. B. keine auslän
dischen Zeitungen erhältlich sind,
schwächt das die Stellung einer
politischen Opposition, wenn das
Medienmonopol bei der Regierung
liegt.

Die unmittelbaren Nachbarstaaten

erleiden am meisten wirtschaftliche



Nachteile durch ein Embargo. Mit
Hilfe eines Ausgleichsfonds, in den
alle Mitgliedsstaaten der UNO
entsprechend ihrer Wirtschaftskraft
einzahlen, könnten Verluste für einen
Nachbarstaat ausgeglichen werden
(Vgl. Art. 50 der UN-Charta).
Der UNO unterstellte, international
zusammengesetzte Zoll- und Polizei
einheiten könnten im Bedarfsfall die

Einhaltung eines Embargos an den
Grenzen eines verurteilten Staates

prüfen.(,)

Weitere Überlegungen zielen darauf,
ein differenziertes Embargo zu
entwickeln, das gegen die Eliten eines
Landes gerichtet ist, die eine aggres
sive Politik unterstützen. Sanktionen

sollten kombiniert werden mit huma

nitärer Hilfe, Aufrechterhaltung der
Kommunikation, Unterstützung einer

politischen Opposition und Formulie
rung positiver Anreize. Das alles
müßte rechtzeitig geschehen, nicht
erst nach einer militärischen Aggressi

[2]
on.

Kommentar:

Diese Vorschläge widersprechen dem
Prinzip der Souveränität der Staaten;
Maßnahmen von außen auf dem

Territorium eines Staates sind gegen
den Willen der Regierung nicht mög
lich.

Anmerkungen
11 Vorschläge zur Weiterentwicklung der UNO
im Beschluß der Bundesversammlung von
Bündnis90/Die Grünen vom Dezember 1995

„Leitgedanken für eine Zivilisierung der
Außenpolitik".
21 Zum Weiterlesen: „Sanktionen - hohe Kosten,
geringer Nutzen?" Aufsätze in: Der Überblick,
2/96.

„Verlassen Sie sich darauf, hier kommt keiner durch!" tz. München



1-1-3 Die Agenda für den
Frieden

1992 legte der damalige Generalse
kretär der Vereinten Nationen,
Boutros-Ghali, einen Bericht vor:
„Agenda für den Frieden. Vorbeugen
de Diplomatie, Friedensschaffung und
Friedenssicherung".
In dem Bericht forderte er den Sicher

heitsrat und die Mitgliedsstaaten auf,
die in der Charta der Vereinten
Nationen vorgesehenen Mechanis
men der Friedensschaffung mit zivilen
und militärischen Mitteln endlich mit
Leben zu erfüllen, insbesondere, daß
alle Staaten sich der internationalen
Gerichtsbarkeit unterwerfen und der

UNO Truppen zur Verfügung stellen
sollten.

Neu in der Agenda waren Vorschläge
zur „präventiven Diplomatie" und zur
„Friedenskonsolidierung" durch die
Vereinten Nationen.

1-1-4 Präventive Diplomatie
und Friedenskonsolidierung
Ziel der präventiven oder vorbeugen
den Diplomatie ist es, Spannungen zu
vermindern und die zugrundeliegen
den Ursachen zu beseitigen, bevor es
zu einem Krieg kommt.

Folgende Bestandteile werden in der
„Agenda" genannt:

• Frühwarnung vor einem drohenden
Krieg durch Informationsbeschaffung
über Konfliktherde, unter Einschluß
der Berücksichtigung der wirtschaftli
chen und sozialen Entwicklung.

• Tatsachenermittlung durch die
Entsendung einer Kommission der
Vereinten Nationen. Die Anwesenheit

einer Delegation der UNO in einem

Konfliktgebiet könnte Spannungen
entschärfen.

• Vereinbarung vertrauensbildender
Maßnahmen wie den Austausch von
militärischen Informationen, den
Aufbau von „regionalen Zentren zur
Risikominderung" und „die Überwa
chung regionaler Rüstungsvereinba
rungen". (Das wird leider nicht
genauer ausgeführt.)

• Die Schaffung von entmilitarisier
ten Zonen auf beiden Seiten oder
auch nur auf einer Seite einer be

drohten Grenze.

• Vorbeugende Einsätze der UNO
mit Militär-, Polizei- oder Zivilpersonal,
sowohl an einer Grenze, wenn ein
Land sich bedroht fühlt, als auch bei
innerstaatlichen Krisen zur Verhinde
rung oder Eindämmung von Gewalt.
Solche Einsätze mit Truppen, die
jederzeit verfügbar sind, würden
abschreckend und damit vorbeugend
wirken.

In der Agenda wird die Einsicht for
muliert, daß dauerhafte Friedens
sicherung mit einem Waffenstillstand
allein nicht erreichbar ist. Zur Friedens

konsolidierung nach einem Krieg ge
hört die Entwaffnung der Kriegs
parteien, die Räumung von Minen,
die Repatriierung von Flüchtlingen,
die Überwachung von Wahlen, die
Förderung der Menschenrechte und
der Demokratie, der Abbau von
Feindbildern und die Förderung der
gesamten wirtschaftlichen und sozia
len Entwicklung. Die UNO sollte er
mächtigt werden, auf diesen Gebieten
aktiv zu werden, so Boutros-Ghali.1"



Kommentar:

Praktisch ist nichts geschehen, um die
UNO zu stärken und mit Leben zu

erfüllen. Die Vorschläge und Empfeh
lungen der „Agenda" wurden von der
friedliebenden Staatengemeinschaft
im wesentlichen ignoriert. Die westli
chen Großmächte im Sicherheitsrat
(USA, Großbritannien und Frankreich),
haben die Forderung der „Agenda",
der UNO ständig Truppen zurVerfü
gung zu stellen, zurückgewiesen.{2)
Sie wollen keine selbständig hand
lungsfähige überstaatliche Organisati
on, sie wollen sich als NATO-Militär-
bündnis nicht der UNO unterordnen.
Auch die Regierung der Bundesrepu
blik Deutschland ist nicht bereit, Mili
tär aus nationaler Verfügung zu ent
lassen und der UNO zu unterstellen.

Anmerkungen:
" Die Agenda für den Frieden. Texteder
Stiftung Entwicklung und Frieden, Bonn 1992.
Vgl. auch das Interview mit Boutros-Ghali in:
Der Spiegel, No 29/1993
21 z. B.: A. Zumach in der Dokumentation der

Heinrich-Böll-Stiftung „Zivile Konfliktbearbeitung
und Gewaltprävention", Köln 1995

Die Friedensausgaben enthalten:
Ausgaben für Minenräumung, Demobili
sierung, Flüchtlingsrückführung, Rü
stungskonversion, Schließung militäri
scher Stützpunkte, Kosten der Abrüstung,
Hilfen an die ehemalige Sowjetunion,
Ausgaben für den internationalen Ge
richtshof bzw. das Kriegsverbrechertribu
nal und für Peacekeeping-Missionen der
Vereinten Nationen.

Michael Renner: Die Ausgaben für Entmilita-
risierung und Gewaltprävention: Nur Peanuts?
Jahrb. Frieden 1996, S. 164, München 1995.
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1-2 Die OSZE
1-2-1 Mechanismen der OSZE

Die Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE)
entstand aus den Konferenzen für
Sicherheit und Zusammenarbeit in

Europa (KSZE), die seit 1975 alle zwei
Jahre stattfanden.(1)

Die OSZE ist eine „regionale Einrich
tung" der Friedenssicherung nach
Artikel 52 der UN-Charta. Die

Agenda für den Frieden betont die
Notwendigkeit solcher regionaler
Sicherheitssysteme und die Zusam-
menabeit mit dem Sicherheitsrat der

UNO. Im Laufe der Konferenzen

wurden Mechanismen und Einrichtun
gen geschaffen, um Konflikte und
Krisen durch Verhandlungen zu lösen.
Diese sogenannten Mechanismen
bestimmen, in welchen Fällen sich ein
Staat bzw ein Betroffener an welche
Stelle wenden kann, und welche
Verfahren dann eingeleitet werden
können.

Es gibt einen Mechanismus

• für Konsultation und Zusammenar

beit in dringlichen Situationen,
• für Konsultation und Zusammenar

beit in Bezug auf ungewöhnliche
militärische Aktivitäten,
• der menschlichen Dimension, und
• der friedlichen Regelung von
Streitfällen.

1-2-2 Friedliche Regelung von
Streitigkeiten
In einem Streitfall kann jeder Staat
eine Schlichtungskommission anru
fen. Wenn sich die Streitparteien nicht
einigen können, kann der „Hohe Rat"

(ein Ausschuß hochrangiger Beamter
der Mitgliedsstaaten) auch gegen den
Willen der beiden Streitparteien eine
Schlichtung eines Streitfalles vorschla
gen. Allerdings verfügtdie Schlichtungs
kommission über keinerlei Zwangs
mittel oder Sanktionsmöglichkeiten.
Außerdem kann sie nicht tätig werden
bei territorialen Streitigkeiten, bei
Fragen, die die nationale Souveräni
tät berühren, und auch nicht bei
innerstaatlichen Konflikten.

Ein Vergleichs- und Schiedshof der
OSZE wurde eingerichtet, der in allen
Streitfällen Empfehlungen ausspre
chen oder einen Schiedsspruch fällen
kann. Alle Teilnehmerstaaten der

OSZE sind aufgefordert, sich vertrag
lich zu verpflichten, einen solchen
Schiedsspruch zu respektieren.
Fragen der territorialen Integrität
können ausgeschlossen werden. Erst
35 von 53 Staaten der OSZE haben

sich zur Teilnahme am Schlichtungs
verfahren und zur Respektierung
eines Schiedsspruchs verpflichtet.

Kommentar:

Im Rahmen der OSZE wurde nochein-

mal neu erfunden, was in der Charta
der Vereinten Nationen längst vorge
sehen ist, aber von den Staaten nicht
genutzt wird. Für Schlichtung und
Schiedsgericht wurden aufwendige
Prozeduren vereinbart. Aber die

meisten Regierungen wollen sich in
Fragen von nationaler Bedeutung
nicht von vornherein einem Schieds

gericht unterwerfen. Das heißt aber,
sie behalten sich die Möglichkeit vor,
ihre Interessen mit militärischer

Gewalt zu vertreten. Kein Wunder, daß
der Vergleichs- und Schiedshof noch
nie angerufen wurde (Stand Ende
'96).

II



Trotzdem: In der OSZE sind Mechanis

men und Verfahren vereinbart, um im
Falle von Krisen friedliche Streit

beilegung zu ermöglichen. Sie könnten
modellhaft sein für andere Konflikt

regionen in der Welt, in der ebenso
„regionale Subsysteme" der Vereinten
Nationen für Friedenssicherung und
Abrüstung wirken könnten. Während
die NATO angeblich Stabilität expor
tiert, sind in der OSZE konkrete Me
chanismen zur Bewältigung von Krisen
bereits vorhanden. Diese sind in der

Öffentlichkeit ebensowenig bekannt
wie die Erfolge der Langzeitmissionen.
Die OSZE hat in der öffentlichen

Meinung nichtdas Image, für Stabilität
sorgen zu können, während die NATO
keinerlei Einrichtungen und Verfahren
zurBeilegung von Streitigkeiten zwi
schen ihren Mitgliedsstaaten hat (z. B.
zwischen Griechenland und der Türkei
wegen Zypern oder Hoheitsrechten in
der Agäis).
Die Weiterentwicklung der OSZE zu

einem funktionsfähigen System der
kollektiven Sicherheit, das die gegen
seitige Beistandsverpflichtung und
eigene militärische Mittel beinhaltet,
steht auf Betreiben der NATO nicht auf

der Tagesordnung.

1-2-3 Weitere Einrichtungen
der OSZE

Der Hohe Kommissar für nationale

Minderheiten soll Konflikte um

nationale Minderheiten frühzeitig
erkennen und Lösungen empfehlen.
Er hat in vielen Fällen Einzelmaßnah

men zur Sprachförderung von Min
derheiten und zur Verbesserung von
Ausländergesetzen angeregt. Seine
Arbeit gilt als Grundlage der Erfolge
der OSZE in den letzten Jahren.

Das Büro für demokratische Institu

tionen und Menschenrechte mit Sitz
in Warschau organisiert
Wahlbeobach-tungen und veranstaltet
Seminare über Rechtsstaatlichkeit,
Menschen- und Minderheitenrechte,



Medienpolitik, Demokratie, Migration
und verwandte Fragen. Diese Semi
nare wenden sich sowohl an Regie
rungsvertreter als auch an Nicht-
Regierungs-Organisationen.121

1-2-4 Die Langzeitmissionen
der OSZE

Das wichtigste Instrument der OSZE
sind die sogenannten „Langzeit
missionen". Sie sind eine Art Botschaft

der OSZE in einer Krisenregion, der
Diplomaten, Militärs und verschiede
ne Experten angehören. Ihre Arbeit
beruht auf einem vorher ausgehan
delten Mandat, in dem festgelegt ist,
was sie tun dürfen. Allgemein ist ihre
Aufgabe die Entschärfung von Kon
flikten, die Unterstützung von Regie
rungen und Verwaltung beim Aufbau
eines demokratischen Rechtsstaates,
Hilfe bei verfassungsrechtlichen Fra
gen und der Schutz von Minderheiten.
Sie können sowohl Vermittlungs
dienste anbieten als auch als Ansprech
partner für Betroffene zur Verfügung
stehen. Solche Missionen fanden vor

allem in den Staaten des früheren

Jugoslawien, im Baltikum, im Kauka
sus und in Moldawien statt. Die Anwe

senheit der OSZE-Missionen hat dazu

beigetragen, die Eskalation von Kon
flikten, das Übergreifen auf Nachbar
regionen zu verhindern und die Situ
ation von Minderheiten zu verbessern.

Anhang: Beispiele für Lang
zeitmissionen der OSZE (3)

Serbien und Montenegro (1992 bis Juni '93)
Ziel: Beobachtung der Lage der Menschen
rechte in den überwiegend von Minderheiten
bewohnten Regionen Wojwodina, Sandzak und
Kosovo; Unterstützung der Regierungen bei
der Gesetzgebung zum Schutz der Menschen
rechte, der Absicherung freier Medien und

demokratischer Wahlen. Das Mandat wurde

von der Regierung in Belgrad nicht verlängert.

Sanction Assistance Mission zur Unterstüt

zung der Zollbehörden bei der Umsetzung des
Embargos gegen Ex-Jugoslawien. Es wurden
nur symbolische Maßnahmen ergriffen.

Mazedonien (seit September 1992)
Ziel: Beobachtung der Grenzen zu Serbien und
dem Kosovo, Verhinderung der Ausweitung des
Krieges und Förderung der Menschenrechte.

Nagorny-Karabach (1993)
Eine multinationale Friedenstruppe der OSZE
wurde beschlossen, um einen Waffenstillstand

mit 2.500 Blauhelmsoldaten zu überwachen.

Der Einsatz wurde abhängig gemacht von
einem dauerhaften Waffenstillstand in Nagorny-
Karabach und der Zustimmung der Vereinten
Nationen. Ein vorläufiger Waffenstillstand
wurde durch ein Eingreifen Rußlands erreicht.

Georgien/Süd-Ossetien (seit Dezember 1992)
Abchasien und Ossetien wollten bzw. wollen

sich von Georgien abspalten. Die „KSZE-
Mission für Konfliktmanagement" im geor
gisch-ossetischen Konflikt sollte die Friedens
truppe aus Russen, Georgiern und Osseten
überwachen. Im georgisch-abchasischen Kon
flikt sollte sie die Menschenrechte fördern und

beim Aufbau demokratischer Strukturen

helfen. Nach Einschätzung von gewöhnlich gut
informierten Beobachtern wurde eine Wieder

aufnahme der Kämpfe verhindert.

Estland (seit Februar 1993)
Eine gesetzliche Regelung der Frage der Staats
bürgerschaft der russischen Bevölkerung wur
de durch Vermittlungen unterstützt. Der Abzug
der russischen Truppen wurde beobachtet.

Moldawien (seit April 1993)
1991 erklärte sich die überwiegend von
Slawen bewohnte „Dnjestr-Republik" (Trans-
nistrien) für unabhängig. Die Separatisten
wollten von Moldawien weg, das zu zwei
Dritteln von Rumänen bewohnt wird, weil sie

den Anschluß an Rumänien befürchteten.

Blutige Kämpfe und Unruhen wurden von
russischen Truppen (unter General Lebed)
beendet bzw. weitere unterdrückt.1'" Als Erfolge
der Mission gelten, daß eine Einigung über
den Status von Transnistrien erzielt wurde (ein
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entsprechendes Dokument wurde aber nicht
unterzeichnet), ein direkter Dialog zwischen den
verfeindeten Gruppen herbeigeführt wurde,
Beratung in Menschenrechts- und Minderhei
tenfragen stattfand und eine politische Lösung
für den Abzug der russischen Truppen unter
stützt wurde. Ein Autonomiestatus für die

gagausische Minderheit wurde vereinbart und
in einem Referendum akzeptiert. Weiterhin
existieren aber Zensur und Unterdrückung in
Transnistrien.|S1 Ein Abkommen wurde im Mai

'97 unterzeichnet, nachdem die Dnjestr-
Republik Teil Moldawiens bleibt und über ihren
Status weiter verhandelt wird.

Tschetschenien (seit April 1995)
Eine „OSZE-Assistenzgruppe", so die Bezeich
nung auf Vorschlag Rußlands, soll auf die
Achtung der Menschenrechte drängen, beim
Aufbau demokratischer Institutionen helfen,
die Abhaltung von Wahlen unterstützen und
humanitäre Hilfen erleichtern.

Bosnien-Herzegowina (seit Oktober 1994)
Ziel ist die organisatorische und materielle
Unterstützung der Ombudsleute für die drei
Bevölkerungsgruppen, die in der neuen
bosnischen Verfassung vorgesehen sind. Die
bisher umfangreichste Aufgabe übernahm die
OSZE nach dem Abkommen von Dayton: Sie
soll Wahlen durchführen, die Einhaltung der
Menschenrechte überwachen und mit den

Kriegsparteien über vertrauensbildende
Maßnahmen und Rüstungskontrolle
verhandeln.

Kommentar

„Wenn es zu Waffenstillstandsverein
barungen kam, die auch eingehalten
wurden, wie im Falle Nagorny-Kara-
bachs oder jetzt in Bosnien-Herzego
wina, dann war das nicht das Ver
dienst der OSZE, sondern in erster
Linie der Erschöpfung der kriegführen
den Parteien und dem Eingreifen einer
Großmacht (wie Rußlands in Aser-
beidschan oder der USA in Bosnien)
zu verdanken."

(Peter Schlotter, Hessische Stiftung
Friedens- und Konfliktforschung, siehe
Anmerkung 3)

14

Anmerkungen
" Zur Entwicklung der KSZE vgl. AGFP-
Material Blickpunkt Sicherheit Band B,
München 1991, Bezug siehe Impressum.
21 Entwicklung und Einrichtungen der OSZE:
Die Europäische Sicherheitsgemeinschaft. Texte
der Stiftung Entwicklung und Frieden, Bonn
1995, S. 60 f.
31 Übersicht über Langzeitmissionen der OSZE,
Stand Dez. 1995, im Aufsatz von Peter
Schlotter: „Die Mühen der stillen Diplomatie.
Konfliktprävention und Krisenmanagement
durch die OSZE", in: Aus Politik und Zeitge
schichte, v. 26.1.1996.

Ebenfalls in: Soft Power.Wege ziviler Konflikt
bearbeitung. Tübingen 1996, S. 142
"SZv. 10./11.5.1997

51 Zu Moldawien: Stefan Troebst, in: Wissen
schaft und Frieden, 1/97

Zu den Langzeitmissionen: Peter Schlotter: Von
der KSZE zur OSZE. Marginalisierung oder
neue Aufgaben. In: Jahrbuch Frieden 1996,
München 1995, S. Ulf.

1-3 Die Rolle

der Staaten

Die UNO und die OSZE sind Bünd

nisse von Staaten - von der Initiative

der Regierungen hängt es ab, ob die
zwischenstaatlichen Einrichtungen
aktiv werden, ob die vorhandenen
zivilen Instrumente genutzt werden,
ob ein gemeinsames Vorgehen beför
dert oder behindert wird. Die Staaten

sind immer noch die wichtigsten
„Akteure" in der ,,Staatenwelt"(!). Von
den Regierungen hängt es ab, welche
finanziellen Mittel sie der UNO bzw.

der OSZE für Kriegsverhütung und
Friedenssicherung zur Verfügung
stellen. Die ständigen Mitglieder im
Sicherheitsrat, die durch ihr Veto
Maßnahmen der UNO blockieren

können, sind diejenigen, die immer
mit militärischer Drohpolitik, direkter



Intervention oder Einflußnahme durch

Waffenlieferungen ihre Interessen
ohne Rücksicht auf das Völkerrecht

durchgesetzt haben bzw. das versuch
ten und versuchen. Trotz dieser Welt

lage haben einzelne Staaten die
Möglichkeit, für zivile Konfliktbearbei
tung aktiv zu werden.

Präventive diplomatische Mittel sind
alle diplomatischen Aktivitäten von
Staaten, die auf die Verhinderung von
Gewalt oder Entschärfung einer Krise
durch Verhandlungen zielen. Ein Staat
kann durch seine Diplomatie den
Konfliktparteien seine „Guten Dien
ste" anbieten, er kann informell
Kontakt aufnehmen und Räume für

Verhandlungen auf neutralem Boden
anbieten. Er kann Verhandlungen
fördern durch einen „Unterhändler"
(Negotiator), der die jeweiligen Stand
punkte der Gegenseite übermittelt. Er
kann Konsultationen anbieten, die
problemorientierte Beratung eines
Falles an einem runden Tisch. Der

Berater macht keine eigenen Vor
schläge zu Problemlösung. Präventive
Diplomatie kann im Geheimen oder
öffentlich wirken. Voraussetzung ist
natürlich eine „Frühwarnung" über
einen Konflikt, Tatsachen müssen be
kannt sein, die eine Regierung zum
Handeln veranlassen. Öffentliche
Frühwarnung und Tatsachenermitt
lung können schon präventiv wirken
und auf das Verhalten von Konflikt

parteien Einfluß nehmen, wenn inter
nationales Interesse an einer nicht
militärischen Lösung bekundet wird.

Einzelne Staaten können in Bezug auf
eine bestimmte Konfliktregion aktiv
werden und ihre neutralen Vermitt

lungsdienste anbieten (Vgl. Kap. IV-6).

Sie sind weniger Regeln und Rück
sichten unterworfen als zwischenstaat

liche Einrichtungen, in denen immer
erst die Interessen von vielen Staaten
abgestimmt werden müssen.
Sie haben mehr Autorität und mehr

Ressourcen (Geld) als Nicht-Regie
rungs-Organisationen.

Der diplomatische Apparat eines
Staates könnte zugunsten der zivilen
Komponente reformiert werden. Z. B.
könnte jede Botschaft eines Staates
einen „Sicherheitsaftache" oder einen
„Menschenrechtsattache" zugeteilt
bekommen, statt des herkömmlichen
Militärattaches.01

Anmerkung
''Dieter Bricke: Forderungen an die politischen
Institutionen. In: Zivile Konfliktbearbeitung und
Gewaltprävention. Werkstattgespräch Juni
1995 Bonn. Dokumentationen der Heinrich-

Böll-Stiftung Nr. 8. Bezug: Heinrich-Böll-Stif-
tung, Brückenstr. 5-11, 50667 Köln

Kommentar:

Öffentliche präventive Diplomatie
stößt schnell an Grenzen: Nach dem
Prinzip der Souveränität der Staaten
darf sich ein Staat nicht in die „inne
renAngelegenheiten" eines anderen
Staates einmischen und/oder auf
dessen Territorium aktiv werden.

Das umseitige Schaubild zeigt die im Text
erwähnten Akteure und ihre zivilen In

strumente. Im Kapitel I wurden Staaten
und die zwischenstaatlichen Einrichtungen
UNO und OSZE behandelt. Im folgenden
Kapitel II werden die Handlungsmöglich
keiten von Nicht-Regierungs-Organisatio
nen anhand von Beispielen gezeigt.
Das Konzept "Ziviler Friedensdienst" wird
im Kapitel III dargestellt.
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